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gerichte der Geltendmachung von Ausgleichsansprüchen so­
wie der Festsetzung der Höhe von Ausgleichszahlungen künf­
tig mehr Aufmerksamkeit widmen müssen.3

Ausgehend von unseren theoretischen Überlegungen zur 
Bemessung des Ausgleichsanspruchs* 1 3 4 soll im folgenden ein 
Vorschlag für ein konkretes Bemessungsmodell unterbreitet 
werden, das zur Vereinheitlichung der gerichtlichen und 
außergerichtlichen Entscheidungspraxis führen könnte.

Zu den Voraussetzungen des Ausgleichsanspruchs 
und zum Begriff „Gesundheitsschaden“

Voraussetzungen für die Begründung eines Ausgleichsan­
spruchs gemäß § 338 Abs. 3 ZGB sind:

1. ein dem Geschädigten zugefügter Gesundheitsschaden;
2. das Vorliegen von mindestens einem der drei5 aus­

gleichspflichtigen immateriellen Nachteile — Beschränkungen 
in der Teilnahme am gesellschaftlichen Leben oder erhebliche 
Beeinträchtigungen des Wohlbefindens' oder längere Zeit 
währende Beeinträchtigungen des Wohlbefindens — in einer 
gewissen anspruchsbegründenden Mindestschwere;

3. Kausalität sowohl zwischen dem schädigenden Ereignis 
und dem Eintritt des Gesundheitsschadens als auch zwischen 
diesem und den genannten ausgleichspflichtigen immateriel­
len Nachteilen.

Auf die Feststellung, daß ein Gesundheitsschaden vorliegt, 
kann nicht verzichtet werden, da nur jene Beschränkungen 
oder Beeinträchtigungen eine Ausgleichspflicht begründen, 
die durch eine Schädigung der Gesundheit verursacht wurden. 
So sind z. B. Beschränkungen in der Teilnahme am gesell­
schaftlichen Leben durch den Entzug von Gebrauchswerten — , 
etwa durch die Unmöglichkeit der Nutzung eines Pkw — nicht 
ausgleichspflichtig.

Der „Gesundheitsschaden“ selbst ist kein Schaden i. S. des 
§336 Abs. 1 ZGB, da er keinen materiellen Nachteil, keinen 
wertmäßig bezifferbaren Verlust darstellt. Wehn § 336 Abs. 1 
Satz 2 ZGB Schaden u. a. als die (materiellen) „Folgen von 
Gesundheitsschäden “ definiert, so wird damit deutlich, daß 
weitergehende Nachteile — nämlich solche, die sich nicht wert­
mäßig erfassen lassen — durch diese Regelung nicht erfaßt 
werden. Es entspricht sozialistischer Gesetzlichkeit und Hu­
manität ebenso wie dem Rechtsbewußtsein unserer Bürger, 
diese (teilweise erheblichen) weiteren immateriellen Nach­
teile auszugleichen. Darin sind sowohl Folgen körperlicher 
wie psychischer Verletzungen eingeschlossen.

Die Feststellung, ob ein Gesundheitsschaden vorliegt, hat 
— insbesondere in nicht offensichtlichen Fällen — der Medi­
ziner zu treffen. Dabei stützt er sich auf seinen Befund (ob­
jektive Seite) und die Äußerungen des Geschädigten.(subjek­
tive Seite). Eine Bestimmung des Begriffs „Gesundheitsscha­
den“ wurde bisher vor allem in der Art versucht, daß auf 
Gesundheitsdefinitionen aus medizinischer Sicht zurück ge­
griffen wurde und der „Gesundheitsschaden“ als dessen Ge­
gensatz definiert wurde. Besonders häufig fand dabei die aus 
der Präambel der Verfassung der Weltgesundheitsorganisa­
tion (WHO) vom 22. Juli 1946 i. d. F. vom 28. Mai 1959 (GBl. 
der DDR II 1974 Nr. 14 S. 242) stammende, wohl bekannte­
ste Gesundheitsdefinition Verwendung; „Gesundheit ist der 
Zustand des vollständigen körperlichen, geistigen und sozia­
len Wohlbefindens und nicht nur des Freiseins von Krank­
heit und Gebrechen.“ Diese Definition ist jedoch nur sehr be­
grenzt praktikabel, da sie vom konkreten individuellen Zu­
stand des Geschädigten (der Ausgangstage) abstrahiert. Der 
reale Zustand vor der Schädigung muß jedoch deshalb beach­
tet werden, weil nur so das konkrete Maß des Gesundheits­
schadens zu ermitteln ist. Insofern ist der Gesundheitsscha­
den immer eine relative Größe, deren Bestimmung eine Ver­
gleichsanalyse voraussetzt. . . •

Für die juristische Praxis ist es u. E. durchaus hinreichend, 
den „Gesundheitsschaden“ als eine aus der Verletzung des 
bestehenden körperlichen und geistigen Zustandes resultie­
rende Störung von Lebensvorgängen zu definieren, die einer 
Heilbehandlung bzw. der Anwendung von Heil- und Hilfs­
mitteln bedarf.

Beschränkungen in der Teilnahme 
am gesellschaftlichen Leben

Die Beschränkungen in der Teilnahme am gesellschaftlichen 
Leben lassen sich in drei große Gruppen untergliedern, wor­
aus sich gewisse, später noch detailliert darzulegende, Mög­
lichkeiten zur Objektivierung der Ausgleichsbemessung er­
geben.

1. Der wichtigste Teil des gesellschaftlichen Lebens ist

die Teilnahme am Arbeitsprozeß, denn die Arbeit ist nicht 
nur ein Prozeß zwischen Mensch und Natur6, sondern zugleich 
Selbstveränderung des Menschen. Formen der Teilnahme am 
Arbeitsprozeß sind alle Tätigkeiten im Rahmen eines Arbeits- 
rechtsverhältnisses, eines Mitgliedschaftsverhältnisses in einer 
Genossenschaft und andere gesellschaftlich anzuerkennende 
Tätigkeiten. Dazu zählen u. a. der Dienst in den bewaffneten 
Organen der DDR, ein Direktstudium, die Schulausbildung, 
die Tätigkeit als selbständiger Handwerker, die Betreuung 
älterer Menschen durch die Volkssolidarität oder kirchliche 
Einrichtungen, die Betreuung von Kindern durch Nichtberufs­
tätige im Mütterjahr oder im Falle von Krankheit, aber auch 
Zeithilfe- und Gelegenheitsarbeiten.

2. Einen weiteren wichtigen Bereich des gesellschaftlichen 
Lebens bilden alle organisierten Formen der aktiven Gestal­
tung und Entwicklung der sozialistischen Gesellschaft außer­
halb des Arbeitsprozesses (gesellschaftliche Tätigkeit im 
engeren Sinn). Dazu zählen beispielsweise die Tätigkeit als 
Volksvertreter, die Mitwirkung in Parteien und Massenorga­
nisationen sowie in der Nationalen Front, alle Aus- und Wei­
terbildungsmaßnahmen außerhalb der Arbeitszeit, die Mit­
arbeit in gesellschaftlichen Gerichten, in der Arbeiter-und- 
Bauern-Inspektion und anderen gesellschaftlichen Kontroll­
organen, die Tätigkeit als Freiwilliger Helfer der Volks­
polizei oder als Mitglied einer FDJ-Ordnungsgruppe.

3. Neben diesen organisierten Teilnahmeformen gibt es 
noch viele'andere organisierte und nichtorganisierte Teilnah­
meformen am gesellschaftlichen Leben, die vor allem der Er­
holung und der Befriedigung geistiger und sozialer Bedürf­
nisse und so der Persönlichkeitsentwicklung dienen (indivi­
duelle Freizeitgestaltung).7 Organisierte Formen der Freizeit­
gestaltung sind z. B. die Tätigkeit in einer Sportsektion, die 
Mitgliedschaft im Anglerverband, im Verband der Kleingärt­
ner, Siedler und Kleintierzüchter oder in einer Jagdgesell­
schaft. Auch die Teilnahme an vom Arbeitskollektiv organi­
sierten kulturellen Veranstaltungen, das Volkskunstschaffen 
sowie gemeinschaftliche religiöse Betätigungen zählen neben 
vielen anderen Aktivitäten hierzu.

Insbesondere für Kinder und ältere Menschen ist zugleich 
der Wert von sozialer Geborgenheit und Kontakten in der 
Familie zu berücksichtigen. Daraus folgt, daß Betreuung und 
Erziehung (z. B. in einer kinderreichen Familie oder bei der 
Versorgung von Familienangehörigen) einen so großen Um­
fang haben können, daß für gesellschaftliche Tätigkeit im 
engeren Sinn oder eine Freizeitgestaltung außerhalb der Fa­
milie nur noch wenig Zeit bleibt. In einem solchen Fall sind 
die umfangreichen und aufopferungsvollen Betremmgs- und 
Erziehungsaufgaben nicht geringer zu achten als beispiels­
weise die Erfüllung einer oder mehrerer gesellschaftlicher 
Funktionen. Stets ist neben der Intensität der Teilnahme am 
gesellschaftlichen Leben die Abhängigkeit der Teilnahmefor­
men vom Alter des Geschädigten und von seiner sozialen 
Stellung (ohne Vermögensverhältnisse) mit zu berücksich­
tigen.

Um einen Ausgleichsanspruch wegen Beschränkungen in 
der Teilnahme am gesellschaftlichen Leben zu begründen, 
wird in Ziff. 5.1. (1. Stabstrich, Abs. 2 Satz 1) der Richtlinie 
des Obersten Gerichts vom 14. September 1978 gefordert, daß 
die Beschränkungen in der Regel mindestens mehrere Wochen 
lang Vorgelegen haben müssen. Die Entscheidungspraxis geht 
hier von vier Wochen aus, berücksichtigt aber nicht nur die
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